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ZumMillionendarlehen für die
International School of Zug

Es ist einHohn, zu lesen, dass
der Regierungsrat des Kantons
Zug die International School of
Zug (ISZL)mit einemMillio-
nendarlehen unterstützenwill.
Laut ihm ist die ISZL systemre-
levant und spielt einewichtige
Rolle für denWirtschaftsstand-
ort Zug. Ich fragemich, was ge-
denken der Regierungsrat und
dieMehrheit des Kantonsrates
eigentlich noch für denWirt-
schaftsstandort Zug, bezie-
hungsweise für die Expats zu
machen? Eine Schule, die fast
ausschliesslich von Expats
besucht wird, ist nicht system-
relevant.

Wir haben ausgezeichnete
öffentliche Schulen und deren
Besuchwäre gleichzeitig ein
Zeichender Integration.DieEx-
pats brauchen nicht nochmehr
Unterstützung von Seiten der
Zuger Politik – sie verfügen
nämlich über hervorragende
Netzwerke. Über solche könn-
ten sich viele Schweizer Fami-
lien und FamilienmitMigra-
tionshintergrund nur freuen.
Die Kehrseiten dieser unglaub-
lichen Stärkung des ZugerWirt-

schaftsstandortes sind dermas-
sen spürbar.Wir haben einen
unübersehbarenDichtestress
am See, in den Zuger Badis, auf
demZugerberg, auf den Stras-
sen, imÖV.Undwie schonKan-
tonsrat Adrian Risi (SVP) im
Schweizer Fernsehen kundge-
tan hat, hörenwirmehrheitlich
Englisch. Laut Regierungsrat
Tännler beziehen viele Expats
ein durchschnittliches Jahres-
einkommen.Wie kommt es
dann, dass all die schönen, teu-
renWohnungenmehrheitlich
von Expats besetzt sind und Zu-
gerinnen und Zuger keine be-
zahlbarenWohnungenmehr
finden?Und für wen ist eigent-
lich das neu gestaltete Seeufer
gedacht? Auch der Camping-
platz – eineFerienoase fürweni-
ger gut Verdienende –musste
weichen.Was unternimmt der
Zuger Regierungsrat, damit die
vielen ausländischen Firmen
Zuger Arbeitskräfte rekrutieren
und auchArbeitsplätze für
Menschenmit Beeinträchti-
gung anbieten – Integration vor
Rente? Es gäbewohl weit wert-
vollere und vor allem system-
relevantere Ideen zur Verwen-
dungvonSteuergeldern:Pflege-
und Betreuungsfachkräfte end-

lich besser wertschätzen und fi-
nanziell besserstellen, Schulen
wie Brückenangebote besser
unterstützen – so dass diese Ju-
gendlichen eine echte Chance
auf demArbeitsmarkt haben.
Ebenso unsere öffentlichen
Schulen niederschwelliger
unterstützen, damit Chancen-
gerechtigkeit kein Fremdwort
bleibt und vor allem finanzier-
bareWohnungenfürdenMittel-
stand und Zuger Familien!

Monika Wüest, Zug

Zur Transparenz der Bürger-
gemeindeUnterägeri

Es ist kaum zu glauben, was
man sich als stimmbürgerliches
Mitglied der Bürgergemeinde
Unterägeri im Jahr 2026 noch
bieten lassenmuss.Werwissen
will, was an der letzten Bürger-
gemeindeversammlung vom
11.Mai detailliert protokolliert
wurde, wird vomBürgerrat auf
einen «Bittgang» zur Kanzlei
verwiesen. Einsicht nur vorOrt
– als ob das Internet eine noch
nicht erfundeneNeumodigkeit
wäre! Diese Praxis ist schlicht-
weg aus der Zeit gefallen.

IneinerÄra, inder jedeEinwoh-
nergemeinde ihre Protokolle
undVorlagenmit zwei Klicks
auf derWebsite zugänglich
macht, verharrt der Bürgerrat
Unterägeri in einer behördli-
chenArroganz des letzten Jahr-
hunderts. Arbeitnehmenden,
Gewerbetreibenden und aus-
wärtsWerktätigen ist es schlicht
nicht zumutbar, während der
Bürozeiten auf der Kanzlei
vorzusprechen, nur umdas
demokratische Recht auf Infor-
mationwahrzunehmen. Auch
für uns ältereMitbürger ist die-
ser physischeGang eine unnöti-
geHürde. Besonders stossend:
Man versteckt sich hinter einer
vermeintlichen Exklusivität,
dabei sind diese Versammlun-
gen öffentlich.

Das imKanton Zug veran-
kerteÖffentlichkeitsprinzip soll
staatlichesHandeln transparent
und überprüfbarmachen.Was
hier betriebenwird, riecht je-
doch verdächtig nach einer ab-
sichtlichen Vernebelungs- und
Verschleierungstaktik. Der Ver-
weis auf denDatenschutz ist in
diesemKontext nichts weiter
alseine fauleAusrede.Wenndie
EinwohnergemeindeUnteräge-
ri vorbildlich zeigt, wie digitale

Transparenz funktioniert, wa-
rum schafft das die Bürgerge-
meinde nicht?Will man kriti-
sche Augen fernhalten?Hören
Sie aufmit dieser Geheimnis-
krämerei! Die ausführlichen
Protokolle gehören insNetz,
damit die demokratische Kont-
rolle nicht an denÖffnungszei-
tenderKanzlei scheitert.Unter-
stützen Sie die Forderung von
mir vollumfänglich: Transpa-
renz ist keineGefälligkeit des
Rates, sondern die Pflicht einer
modernen Behörde. Es ist
höchste Zeit, dass der Bürgerrat
Unterägeri im digitalen Zeit-
alter ankommt.

Ernst Merz, Oberägeri

ZuHundekot auf Trottoirs
undSpazierwegen

Wer täglich zu Fuss unterwegs
ist, kennt das Bild leider nur zu
gut: Hundekot amWegrand,
auf Trottoirs odermitten auf
Spazierwegen. Und ehrlich ge-
sagt verstehenwir denÄrger
vielerMenschen darüber inzwi-
schen sehr gut.

Was uns besonders be-
schäftigt: Auchwir sindHunde-

besitzerinnen.Wir lieben
Hunde – aber genau deshalb
ärgernwirunsüber jeneHunde-
halterinnen undHundehalter,
die dieHinterlassenschaften
ihres Vierbeiners einfach liegen
lassen.

Dabei gibt es heute kaum
mehrAusreden.Robidog-Säckli
undAbfalleimer stehen prak-
tisch überall zur Verfügung.
Umso unverständlicher ist es,
wenn trotzdem einfachweiter-
gelaufenwird und andere den
Ärger danach haben.

Denn es stört! Kinder treten
hinein, Schuhe undVeloreifen
werden verschmutzt,man ver-
liert die Freude an Spazierwe-
gen – und amEnde fällt das ne-
gative Bild leider auf alleHun-
dehalterinnenundHundehalter
zurück, auch auf jene, die sich
korrekt verhalten.

Wir wünschen uns deshalb
ganz einfach etwasmehr
Eigenverantwortung undRück-
sichtnahme.DerHund kann
schliesslich nichts dafür – ver-
antwortlich ist immer der
Mensch am anderen Ende der
Leine.

SusanneMichel undMaggi Decrausaz,
Baar

Zur eidgenössischenAbstim-
mung vom 14. Juni

Der Bundesrat sprach bei der
Abstimmung über die Perso-
nenfreizügigkeit von 8000Zu-
wanderern pro Jahr. Es kamen
zehnmalmehr. Das Volk gou-
tierte dasnicht und stimmteder
Masseneinwanderungsinitiati-
ve zu, obwohl der ganzeMain-
streamdagegenwar. Anstatt
den Ball aufzunehmen, unter-
nahmen Parlament und Bun-
desrat nichts, als weiterhin jähr-
lich80’000kamen.SeitEinfüh-
rung der Personenfreizügigkeit
sind über zweiMillionen zuge-
wandert und die Auswirkungen
überall spürbar: KnappeWoh-
nungen, hoheMieten,mehr
Staustunden, schrumpfendes
Kulturland, höhereGesund-
heitskosten, Bildungsrückgang
in den Schulen, explodierende
Asylkosten,mehr Kriminalität.
Man sieht was passiert, wenn
wir die Souveränität nur schon
in einem einzigen Bereich der
EU abtreten. Bundesrat und
Parlament ignorieren den
Unwillen des Volkes.

Die Schweiz ist nicht allein,
ähnliche Beispiele gibt es viele.
Die traditionellen Parteien ver-
lieren überall massivWähler,
weil sie nichtmehr auf sie hö-
ren. Die beiden Traditionspar-
teienGrossbritanniens, die das
Landwährend fast 200 Jahren
regierten, liegen noch bei je 10
Prozent unddieProtestparteien
dominieren. InDeutschlandhat
die AfD die seit Jahrzehnten
dominante CDUüberholt.Was
lernen die Traditionsparteien
der Schweiz wieMitte und FDP
daraus?Nichts! Zwar ist die Ba-
sis gespalten aber die Parteispit-
zenmachen einfachweiter wie
bisher, wie auch inDeutsch-
land, Grossbritannien und an-
derswo in Europa. Die EUwill
weiter expandierenmit den
Kandidaten Albanien, Bos-

nien/Herzegowina, Georgien,
Moldau,Montenegro, Nordma-
zedonien, Serbien (allenfalls
nochUkraine undTürkei) …und
dieTüren indieSchweizbleiben
unbeschränkt offen!

Die Befürworter einer ex-
zessiven und dieGegner einer
vernünftigen Zuwanderung
machen denselben Fehler wie
anderswo.Wer Politikmit Blick
in denRückspiegelmacht, hat
keine Zukunft. Die Angstma-
chereivorVergeltungsmassnah-
men der EU und den Folgen
einer gemässigten Zuwande-
rung laufen ins Leere. Jeder ver-
nünftige Bürgermerkt, dass et-
was in unseremLand aus den
Fugen geraten ist.Wir wollen
zurück zumassvoller Zuwande-
rung. Deshalb Ja zurNachhal-
tigkeitsinitiative.

Felix Zulauf, Zug

Wir Senioren haben unser Le-
ben lang daran gearbeitet, eine
offene undwohlhabende
Schweiz aufzubauen. Die Initia-
tive gefährdet das Fundament
unseresWohlstands und unse-
rer sozialen Sicherheit.Wir sa-
gen klar Nein zu dieser kurz-
sichtigen Politik der SVP: Unse-
reAltersvorsorge ist kein starres
Gebilde, sondern basiert auf
einer funktionierendenWirt-
schaft und demGenerationen-
vertrag.Ein radikalerZuwande-
rungsstopp, wie ihn die Initiati-
ve faktisch fordert, würde den
Fachkräftemangelmassiv ver-
schärfen.Wer soll uns in Zu-
kunft pflegen?Wer soll die
Dienstleistungenerbringen,auf
die wir angewiesen sind, wenn
die jungenArbeitskräfte fehlen?
DasGesundheitswesen istmas-
siv auf ausländisches Fachper-
sonal angewiesen. Ohne eine
massvolle, bedarfsorientierte
Zuwanderung gerät die Finan-
zierung der AHVund der Pen-

sionskassen insWanken, zulas-
ten derer, die heute auf diese
Leistungen zählen. Ein strikter
Deckel würde die Betreuungs-
qualität direkt verschlechtern.
Die Initiative droht, die Schweiz
international zu isolieren. Der
seit 25 Jahren erfolgreiche bila-
teraleWegmit der EUwäre ge-
fährdet. Für uns bedeutet das
nicht nur einewirtschaftliche
Unsicherheit, sondern auch
eine potenzielle Verteuerung
des Alltags.Wenn dieWirt-
schaft stagniert, steigen die
Kosten fürMieten und Lebens-
haltung, während die Renten
real anWert verlieren.
Nachhaltigkeit braucht Innova-
tion,moderne Infrastruktur
und internationale Zusammen-
arbeit – nicht Abschottung. In-
demman die Zuwanderung als
alleinigen Sündenbock hin-
stellt, entziehtmansichderVer-
antwortung, echte ökologische
Reformen voranzutreiben, die
auch künftigenGenerationen
ein lebenswertes Land hinter-
lassen.

Lisa Hertig, Mitte 60plus Zug

Im«Club» sagte Ständerätin
PetraGössi, dieNachhaltig-
keitsinitiative löse kein einziges
Problem. Sie verkennt den
Zweck der Initiative: Es geht
nicht darum, bestehende Prob-
leme zu lösen, sondern durch
eigenständige Steuerung der
ZuwanderungkünftigeFehlent-
wicklungen zu verhindern. Die
unkontrollierteMassenzuwan-
derung ist das Ergebnis politi-
scher Untätigkeit der letzten
Jahre. Besonders stossend ist,
dass das Parlament die 2014 an-
genommeneMasseneinwande-
rungsinitiative nie konsequent
umgesetzt hat.Wer Volksent-
scheide relativiert oder verwäs-
sert, beschädigt das Vertrauen
in unsere direkteDemokratie.

Immerwieder wird behaup-
tet, ohne anhaltende Zuwande-
rungwürden imGesundheits-
wesen die nötigenArbeitskräfte
fehlen. Doch auch hier wird die
vomVolk und den Ständen an-
genommene Pflegeinitiative
nur halbherzig umgesetzt.
Statt die Ausbildung und
Arbeitsbedingungen im Inland
konsequent zu verbessern, setzt
manweiterhin auf immermehr
Zuwanderung. Seit 2001 sind
rund zweiMillionenMenschen
in die Schweiz zugewandert,
und trotzdemklagt dieWirt-
schaft weiterhin über Fachkräf-
temangel. Das zeigt, dass die
heutige Politik der unkontrol-
lierten Zuwanderung die Prob-
leme nicht löst. Gleichzeitig
erleben viele Bürger steigende
Mieten, überlastete Strassen
und einen Verlust an Lebens-
qualität.

Dennoch behaupten die
Gegner der Initiative, nur durch
mehr Zuwanderung könne
unserWohlstand gesichert wer-
den. Früher sorgten Kontingen-
te und eine gezielte Steuerung
der Zuwanderung für Stabilität.
Bis 2003 legtenNational- und
Ständeräte einen ausführliche-
ren Eid ab, in dem sie verspra-
chen, dieRechte desVolkes und
die Unabhängigkeit des Landes
zuschützen.Heute istdieseFor-
mel stark verkürzt. Entschei-
dend ist jedoch nicht die Länge
eines Eides, sondern dassman
ihn ernst nimmt. Ich könnte
jedenfalls nicht ruhig schlafen
mit demWissen, den klar ge-
äusserten Volkswillen nicht
konsequent respektiert zu ha-
ben. Somit empfiehlt sich am
14. Juni 2026 ein Ja zurNachhal-
tigkeitsinitiative.

Philippe J. Zihlmann, Zug

Nachhaltigkeit braucht keine
grossen Parolen, sondern all-
tagstaugliche Lösungen. In der

Diskussion zur «10Millionen
Schweiz»wird oft sehr zuge-
spitzt argumentiert: Die einen
sehen nur Probleme, die ande-
ren kaumwelche. Die Realität
liegt wohl dazwischen. Klar ist:
Es gibt Herausforderungen und
diese solltenwir pragmatisch
angehen.EinTeil liegtdirektbei
uns. ImVerkehr störenwir uns
über Stau und volle Züge.
Gleichzeitig sitzen viele allein
imAuto. Fahrgemeinschaften
oder flexiblere Arbeits- und
Schulzeiten könnten hier
schnell Entlastung bringen
könnten hier schnell Entlastung
bringen, ganz ohne grosse
Grundsatzdebatten.

Auch beimWohnen lohnt
sich ein ehrlicher Blick.Wir nut-
zen heute oftmehr Platz pro
Person als früher, was Preise
undNachfrage erhöht. Gleich-
zeitig könnenGemeindenmit
klugen Strategien gegensteu-
ern, wie etwa durch gezielte Ve-
dichtung und passendeWohn-
angebote. Auch die Politik ist
gefordert. ThemenwieBildung,
Arbeitsmarkt und Fachkräfte
bleiben zentral. Viele Bereiche,
etwa dasGesundheitswesen,
sind auf Zuwanderung ange-
wiesen. Diese fehlen dann aber
in IhremHerkunftslandunddas
ist ausmeiner Sicht auch nicht
fair. Umsowichtiger ist es, im
Inlandmehr auszubilden und
vorhandene Potenziale besser
zu nutzen. Auch das Potential
an erfahrenenArbeitskräften
über 50, dürfenwir nicht ver-
nachlässigen.

Und schliesslich gehört
auch die internationale Pers-
pektive dazu: DiemeistenMen-
schen kommen nicht ohne
Grund in die Schweiz. Faire
wirtschaftliche Bedingungen
füralle,undverantwortungsvol-
ler Konsum sind Teil der Lö-
sung, bei uns sowie auch in den
Herkunftsländern. AmEnde
gehtesumeineGrundsatzfrage:

Wollenwir einfacheAntworten,
die unserenWohlstand und
unsere Sozialwerke gefährden
könnten, oder setzenwir auf
konkrete, durchdachte Lösun-
gen? Ich bin überzeugt: Der
zweiteWeg ist der bessere. Da-
rum ein klaresNein am 14. Juni.

Roger Pitton, Co-Präsident GLP Cham

DieNachhaltigkeitsinitiative ist
längst überfällig.Wir brauchen
ein selbstbestimmtes Bevölke-
rungswachstum statt einer un-
gebremsten Zuwanderung.
Unser Land stösst an seine
Grenzen.Wohnraumfehlt,Mie-
ten explodieren, Verkehr und
Infrastruktur sind überlastet.
Trotzdemwirdweiter so getan,
als könne die Schweiz grenzen-
loswachsen.Das ist kurzsichtig.
DerRufnach immermehrFach-
kräften aus demAusland greift
ebenfalls zu kurz, denn trotz
massiver Zuwanderung fehlen
diese immer noch. Stattdessen
solltenwir in die eigene Ausbil-
dung investieren, unser duales
Bildungssystem stärken und die
benötigten Fachkräfte selbst
ausbilden. Gefragte Berufe
müssenmit guten Rahmenbe-
dingungen attraktiv gemacht
werden.Geld lässt sich vermeh-
ren,dieNaturnicht.Wasser,Bo-
den, Energie und Lebensräume
sind endlich. Auch Tiere und
Pflanzen brauchen Platz. Pro
Sekundewird in der Schweiz
rund einQuadratmeter Grün-
fläche zubetoniert. Permanen-
tesWachstum kann kein Zu-
kunftsmodell sein! Nachhaltig-
keit heisst Verantwortung
übernehmen. Unsere Lebens-
qualität, Landschaft und Ver-
sorgungssicherheitmüssenVor-
rang haben. Darum sage ich Ja
zurNachhaltigkeitsinitiative.

Brigitte Wenzin Widmer,
Kantonsrätin SVP, Cham

Lesermeinungen zu aktuellen Themen aus dem Kanton Zug

Leserbriefe zur Volksinitiative «Keine 10-Millionen-Schweiz»


